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Verordnung der Landeshauptstadt München  
über das Taxigewerbe (Taxiordnung)

vom 4. Januar 2016

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund von § 47 Abs. 
3 des Personenbeförderungsgesetzes (PBefG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 08.08.1990 (BGBI. I S. 1690), zuletzt 
geändert durch Verordnung vom 31.08.2015 (BGBI. I S. 1474) 
und § 15 Abs. 1 Nr. 4 i.V.m. § 15 Abs. 2 Nr. 1 der Verordnung 
über Zuständigkeiten (ZustV) vom 16.06.2015 (GVBI. S. 184) 
folgende Verordnung:

§ 1 Geltungsbereich

Die Verordnung gilt für den Verkehr mit Taxis innerhalb der  
Landeshauptstadt München.

§ 2 Bereitstellung von Taxis

(1)  Taxis dürfen unbeschadet privatrechtlicher Sonderregelungen 
nur an behördlich zugelassenen Stellen bereitgehalten werden 
(Zeichen 229, § 41 StVO - Standplätze und Nachrückplätze).

(2)  Das Kreisverwaltungsreferat legt Nachrückplätze sowie Plätze 
zur Bereitstellung an zusätzlichen Stellen zu bestimmten 
Zeiten fest und macht diese öffentlich bekannt.

§ 3 Benutzung von Taxistandplätzen

(1)  Unbesetzte Taxis sind in der Reihenfolge ihrer Ankunft an 
den Standplätzen bereitzustellen. Soweit Nachrückplätze 
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zuweisen. Fahrtunterbrechungen sind nur mit Zustimmung 
der Fahrgäste zulässig.

(2)  Während der Fahrgastbeförderung ist dem Taxifahrer die 
Mitnahme Dritter sowie die Mitnahme eigener Haustiere un-
tersagt.

(3)  Während der Fahrgastbeförderung dürfen Funkgeräte nur so 
laut eingeschaltet sein, dass der Fahrzeugführer die Durch-
sagen versteht, eine Störung der Fahrgäste durch den Funk-
verkehr ist zu vermeiden.

(4)  Der Taxifahrer hat tarifpflichtiges Gepäck ein- und auszula-
den. Der Fahrgastraum sowie der Gepäckraum des Taxis 
muss uneingeschränkt nutzbar sein.

(5)  Hilfsbedürftigen Personen ist beim Ein- und Aussteigen Hilfe 
zu leisten.

§ 6 Ordnungswidrigkeiten

Nach § 61 Abs. 1 Nr. 4 und Abs. 2 PBefG kann mit Geldbuße 
belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig den Vorschriften

1. des § 2 Abs. 1 über das Bereitstellen von Taxis

2.  des § 3 Abs. 1, 2, 3 und 7 über das Aufstellen von Taxis an 
Standplätzen und Nachrückplätzen sowie die Anwesenheit 
des Fahrers

3.  des § 3 Abs. 4, 5 und 6 über die Ausführung des Beförderungs-
auftrages und die Bedienung der Fernmeldeeinrichtungen

4.  des § 3 Abs. 8 und 9 über die Pflichten bei behördlichen An-
ordnungen und gegenüber der Straßenreinigung

5.  des § 4 Abs. 1 über das Instandsetzen und Waschen auf 
Standplätzen

6.  des § 4 Abs. 3 über das Mitführen von Straßenkarten und 
Stadtplänen

7.  des § 4 Abs. 4 und 5 über das Unterbreiten von Werbe- und 
Verkaufsangeboten und des Anwerbens von Fahrgästen

8.  des § 5 Abs. 1 über die Wartepflicht gegenüber Fahrgästen 
und über Fahrtunterbrechungen

9.  des § 5 Abs. 2 über das Mitnehmen Dritter oder eigener 
Haustiere

10. des § 5 Abs. 3 über den Betrieb von Funkgeräten

11.  des § 5 Abs. 4 und 5 über das Ein- und Ausladen tarifpflich-
tigen Gepäcks sowie der Hilfeleistung für hilfsbedürftige 
Personen 

zuwiderhandelt.

§ 7 Inkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am 1. März 2016 in Kraft.

(2)  Gleichzeitig tritt die die Verordnung der Landeshauptstadt 
München über das Taxigewerbe (Taxiordnung) vom 
05.11.2013 (MüABI. S. 465) außer Kraft.

Der Stadtrat hat die Verordnung am 16.12.2015 beschlossen.

München, 4. Januar 2016 I.V.
  Josef Schmid
  2. Bürgermeister

vorhanden sind, dürfen Standplätze unmittelbar nur ange-
fahren werden, wenn der Nachrückplatz unbesetzt ist.

  An Taxistandplätzen dürfen Fahrgäste nur abgesetzt werden, 
wenn freien Taxis ungehindert Aufstellung gewährleistet wird.

 Unbesetzten Taxis ist der Vortritt zu gewähren.

(2)  Jede Lücke ist unverzüglich durch Nachrücken des nächs-
ten Taxis aufzufüllen.

(3)  Auf Standplätzen aufgestellte Taxis müssen durch Anwesen-
heit der Fahrer stets fahrbereit sein.

(4)  Den an einem Standplatz erteilten Beförderungsauftrag hat 
der Fahrer des vordersten Taxis unverzüglich auszuführen, 
es sei denn, der Fahrgast wählt ein anderes Taxi; diesem ist 
die sofortige Abfahrt zu ermöglichen, sofern es die örtlichen 
Verhältnisse zulassen.

(5)  Über Fernmeldeeinrichtungen eingehende Fahrtaufträge 
sind vom ersten hierzu benutzungsberechtigten Fahrer unter 
Angabe der Ordnungsnummer anzunehmen und unverzüg-
lich auszuführen. Vor Annahme eines Fahrtauftrages ist ein 
bestehendes Rauchverbot bekannt zu geben.

(6)  Kann der Fahrer einen Auftrag entsprechend dem Bestell-
wunsch nicht durchführen, ist dieser an ein geeignetes Taxi 
weiterzuleiten. Im Übrigen ist eine Weitergabe eines Fahrt-
auftrages unzulässig.

(7)  Warten an einem unbesetzten Standplatz Fahrgäste, so ha-
ben die eintreffenden unbesetzten Taxis an die Spitze des 
Standplatzes vorzufahren.

(8)  Behördliche Anordnungen über die zeitweilige Verlegung 
oder Räumung von Standplätzen aus besonderen Anlässen 
ist Folge zu leisten.

(9)  Der Straßenreinigung muss jederzeit Gelegenheit gegeben 
werden, ihren Obliegenheiten auf den Standplätzen nachzu-
kommen.

§ 4 Ordnung auf Taxistandplätzen; Einzelheiten des Dienst-
betriebes

(1)  Taxis dürfen auf Taxistandplätzen nicht instandgesetzt oder 
gewaschen werden.

(2)  Das nach der Verordnung über die Reinhaltung der öffentli-
chen Straßen und Abwasserbeseitigungseinrichtungen in 
der Landeshauptstadt München vom 29.11.2000 in der je-
weils gültigen Fassung bestehende Verbot der Verunreinigung 
von auf öffentlichen Straßen befindlichen Standplätzen ist 
zu beachten.

(3)  In jedem Taxi sind Straßenkarten des gesamten Pflichtfahr-
gebietes sowie Stadtpläne der Städte Erding, Freising und 
München, die nicht älter als 4 Jahre sind, mitzuführen.

(4)  Es ist dem Fahrer verboten, Werbe- oder Verkaufsangebote 
zu unterbreiten.

(5)  Das Anwerben von Fahrgästen durch Ansprechen o. ä. ist 
untersagt. Gleiches gilt für das wiederholte Befahren einer 
Straße in anbieterischer Weise.

§ 5 Besondere Beförderungsbedingungen

(1)  Fahrgästen gegenüber besteht eine Wartepflicht bis zu  
30 Minuten pro Fahrt, es sei denn, dass eine andere Verein-
barung getroffen wird. Fahrgäste sind darauf besonders hin-
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Verordnung der Landeshauptstadt München  
über Beförderungsentgelte und Beförderungsbedingungen 
für den Verkehr mit Taxen (Taxitarifordnung)

vom 4. Januar 2016

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund von § 51 Abs. 
1 des Personenbeförderungsgesetzes (PBefG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 08.08.1990 (BGBI. I S. 1690), zuletzt 
geändert durch Verordnung vom 31.08.2015 (BGBI. I S. 1474) 
und § 15 Abs. 1 Nr. 4 i.V.m. § 15 Abs. 2 Nr. 1 der Verordnung 
über Zuständigkeiten (ZustV) vom 16.06.2015 (GVBI. S. 184) 
folgende Verordnung:

§ 1 Geltungsbereich, Tarifzonen

(1)  Die in dieser Verordnung festgesetzten Beförderungsentgelte 
und Beförderungsbedingungen für den Verkehr mit Taxen 
gelten für Taxiunternehmen mit dem Betriebssitz in der Lan-
deshauptstadt München.

(2)  Das Pflichtfahrgebiet umfasst die Gebiete:
 
a) der Landeshauptstadt München 
b)  der Landkreise München, Freising, Erding, Ebersberg, Starn-

berg, Fürstenfeldbruck, Dachau und die nördlich der B 472 
gelegenen Gebietsteile des Landkreises Bad Tölz – Wolfrats-
hausen.

Das Pflichtfahrgebiet ist nachrichtlich in Anlage 1 zur Taxitarif-
ordnung in Kartenform dargestellt.

(3)  Das Gebiet der Landeshauptstadt München sowie das Ge-
lände des Flughafens München bilden die Tarifzone I, das 
übrige Pflichtfahrgebiet die Tarifzone II.

Das Gelände des Flughafens im Sinne dieser· Verordnung be-
ginnt an der Zufahrt über die Zentralallee 400 m nach der Ab-
zweigung von der Bundesstraße B 301, an der Zufahrt über die 
Freisinger Allee bei der Agip-Tankstelle und an der Zufahrt über 
die Staatsstraße 2584 aus Richtung Erding bei der Abzweigung 
zur „Allgemeinen Luftfahrt“. Die genauen Grenzen des Gelän-
des des Flughafens im Sinne dieser Verordnung ergeben sich 
aus dem Maßstab 1:25.000, ausgefertigt am 04.01.2016 die als 
Anlage 2 zur Taxitarifordnung Bestandteil dieser Verordnung ist.

§ 2 Beförderungsentgelte

(1)  Der Beförderungspreis setzt sich unabhängig von der Zahl 
der zu befördernden Personen aus dem Grundpreis zuzüg-
lich mindestens einer Schalteinheit des Kilometer- bzw. des 
Wartezeitpreises und den Zuschlägen zusammen.

a)  Der Mindestfahrpreis  
(Grundpreis + 1. Schalteinheit) beträgt Euro 3,70

 
b)  Der Kilometerpreis wird nach Schalteinheiten  

von je Euro 0,20 angezeigt.
 
c)  Der Kilometerpreis (Tarifstufe 1) beträgt 

 
0 bis 5 Kilometer Euro 1,90 
(0,20 Euro pro 105,26 m,  
Umschaltgeschwindigkeit 14,74 km/h) 
 
5 bis 10 Kilometer Euro 1,70 
(0,20 Euro pro 117,65 m,  
Umschaltgeschwindigkeit 16,47 km/h) 
 
ab 10 Kilometer Euro 1,60 
(0,20 Euro pro 125,00 m,  
Umschaltgeschwindigkeit 17,5 km/h)

d)  Der Wartezeitpreis (Tarifstufe 2)  
– kunden- und verkehrsbedingt – beträgt 
je Stunde Euro 28,00 
(0,20 Euro pro 25,71 Sek.)

(2) Fahrpreise nach Tarifzonen frei

a) Anfahrt innerhalb der Tarifzone I

b)  Anfahrt in der Tarifzone II  
ab Grenze der Tarifzone I Tarifstufe 1

c)  Anfahrt in die Tarifzone I bei Durchqueren  
der Tarifzone II frei

d) Zielfahrten in Tarifzone I und Tarifzone II            Tarifstufe 1

e)  Rückfahrt aus der Tarifzone II  
in Richtung Tarifzone I Tarifstufe 2 
ab Tarifzone I Tarifstufe 1 
 
Bei Rückfahrt derselben Fahrgäste  
von Zielen in der Tarifzone II 
in Richtung Tarifzone I bis Grenze  
der Tarifzone I Tarifstufe 2 
 
ab Grenze der Tarifzone I Tarifstufe 1

(3) Für folgende Fahrten gelten Festpreise:

1.  Flughafen München auf kürzestem Weg  
zur Neuen Messe München 
inklusive eventueller Zuschläge Euro 63,00

2.  Neue Messe München auf kürzestem Weg  
zum Flughafen München 
inklusive eventueller Zuschläge Euro 63,00

Bestimmt der Fahrgast einen anderen Weg zum Fahrziel, berech-
net sich das Beförderungsentgelt nach den Absätzen 1 und 2.

(4)  Für Auftragsfahrten ohne Personenbeförderung gelten die 
vorstehenden Preise entsprechend.

(5)  Kommt die Beförderung aus Gründen, die der Fahrgast zu 
vertreten hat, nicht zustande, so ist der auf dem Fahrpreis-
anzeiger ausgewiesene Betrag vom Fahrgast zu bezahlen.

(6)  Bei Bestellungen darf der Fahrpreisanzeiger erst eingeschal-
tet werden, wenn sich der Taxifahrer mit dem Fahrgast über 
seine Ankunft am Bestellort verständigt hat.

§ 3 Zuschläge

(1) Gepäck

Üblicherweise im Fahrgastraum mitzuführendes Hand gepäck 
(Gepäck unter einem Maß von 55 x 40 x 20 cm)
sowie Rollstühle, Gehhilfen und Kinderwagen frei

Üblicherweise im Kofferraum  
unterzubringendes Gepäck je Stück Euro 0,60

(2) Tiere

Blinden- und Behindertenbegleithunde frei
Jedes frei transportierte Tier Euro 0,60
Je Transportbehälter oder Käfig Euro 0,60

(3)  Entgegennahme eines Fahrtauftrages  
über Telekommunikationseinrichtung Euro 1,20
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(4) Fahrten mit Großraumtaxis
 (Personenkraftwagen, die nach ihrer Bauart und Ausstattung 
zur Beförderung von mehr als 5 Personen einschließlich 
Fahrzeugführer/Fahrzeugführerin zugelassen und geeignet 
sind und in einem abgeteilten Lade- oder Kofferraum  
wenigstens 50 kg Gepäck mitführen können)
Ab dem 5. Fahrgast beträgt der Zuschlag unabhängig  
von der Gesamtzahl der beförderten Personen,  
auch bei den in § 2 Abs. 3
genannten Festpreisen, pauschal Euro 6,00

(5)  Die Summe der Zuschläge darf den Gesamtbetrag von Euro 
12,00 nicht überschreiten.

§ 4 Begriffsbestimmungen

(1) Anfahrten sind bestellte Leerfahrten zur Abholadresse.

(2)  Zielfahrten sind Fahrten, bei denen das Taxi vom Kunden am 
Ziel entlassen wird.

(3)  Rückfahrten sind Fahrten, die in der Tarifzone II ihr Ziel haben, 
die Fahrgäste aber wieder in oder in Richtung Tarifzone I zu-
rückfahren.

(4)  Auftragsfahrten sind Fahrten ohne Personenbeförderung zur 
Erledigung von Aufträgen und zur Beförderung von Sachen.

§ 5 Abweichende Fahrpreise

(1)  Von den in § 2 festgesetzten Tarifen abweichende Beförde-
rungsentgelte sind nur nach Maßgabe des § 51 Abs. 2 
PBefG zulässig. Sondervereinbarungen zur Krankenbeförde-
rung innerhalb des Pflichtfahrgebietes bedürfen der Geneh-
migung durch die Landeshauptstadt München.

(2)  Bei Beförderungen über das Pflichtfahrgebiet hinaus ist das 
Beförderungsentgelt für die gesamte Fahrtstrecke vor Antritt 
der Fahrt mit dem Fahrgast frei zu vereinbaren. Kommt keine 
Vereinbarung zustande, gelten die für das Pflichtfahrgebiet 
festgesetzten Beförderungsentgelte als vereinbart.

§ 6 Fahrpreisanzeiger

(1)  Fahrten sind im Pflichtfahrgebiet ausschließlich mit einem 
eingeschaltetem Fahrpreisanzeiger durchzuführen, es sei 
denn, es handelt sich um Fahrten im Sinne des § 5 Abs. 1.

(2)  Bei Störungen des Fahrpreisanzeigers ist der Fahrgast zu  
informieren und der Fahrpreis nach den zurückgelegten  
Kilometern zu berechnen; dabei ist der Kilometerpreis der 
Tarifstufe 1 zugrunde zu legen.

(3)  Wartezeiten bis zu fünf Minuten dürfen bei Störungen des 
Fahrpreisanzeigers nicht berechnet werden. Übersteigt die 
Wartezeit fünf Minuten, so sind für die gesamte Wartezeit 
0,47 € pro Minute zu berechnen.

(4)  Störungen des Fahrpreisanzeigers sind unverzüglich zu be-
seitigen.

§ 7 Abrechnung, Zahlungsweise

(1)  Für Fahrten innerhalb und außerhalb des Pflichtfahrgebietes 
kann eine Vorauszahlung in Höhe des voraussichtlichen 
Fahrpreises verlangt werden.

(2)  Der Taxifahrer muss während des Dienstes einen Betrag bis 
zu 50,00 Euro wechseln können. Fahrten zum Zweck des 
Geldwechsels gehen zu Lasten des Fahrers.

(3)  Dem Fahrgast ist auf Verlangen eine Quittung mit dem je-

weils gültigen Umsatzsteuersatz über das Beförderungsent-
gelt mit Angabe der Fahrtstrecke und der Ordnungsnummer 
sowie des Namens des Unternehmers und der Betriebssitz-
adresse auszustellen.

(4)  Der Fahrgast hat die Kosten der von ihm schuldhaft verur-
sachten Beschädigungen oder Verunreinigungen zu ersetzen.

§ 8 Beförderungspflicht

(1)  Ein Anspruch auf Beförderung besteht nur innerhalb des 
Pflichtfahrgebietes.

(2)  Von der Beförderung können vom Fahrer ausgeschlossen 
werden.

–  Personen, die unter erheblichem Einfluss alkoholischer 
Getränke oder berauschender Mittel stehen,

– Personen mit ansteckenden Krankheiten.

(3)  Ein Anspruch auf die Durchführung von Auftragsfahrten be-
steht nicht.

(4)  Gepäck und Tiere können von der Beförderung ausge-
schlossen werden, wenn durch ihre Mitnahme Gefahren 
oder Belästigungen zu befürchten sind.

§ 9 Allgemeine Vorschriften

(1)  Sofern der Fahrgast nichts anderes bestimmt, hat der Fahrer 
den kürzesten Weg zum Fahrtziel zu wählen, es sei denn, 
dass ein anderer Weg verkehrs- oder preisgünstiger ist und 
mit dem Fahrgast vereinbart wird (§ 38 BOKraft).

(2)  Der Fahrer hat eine Ausfertigung dieser Verordnung mitzu-
führen. Den Fahrgästen ist auf Verlangen Einsicht zu gewäh-
ren (§ 10 BOKraft).

§ 10 Ordnungswidrigkeiten

Nach § 61 Abs. 1 Nr. 4 und Abs. 2 PBefG kann mit Geldbuße 
belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig als Taxifahrer 
entgegen den Vorschriften

1.  des § 7 Abs. 2 Satz 1 Beträge bis zu 50 Euro nicht wechseln 
kann oder des § 7 Abs. 2 Satz 2 Fahrten zum Zwecke des 
Geldwechselns zu Lasten des Fahrgastes ausführt,

2.  des § 7 Abs. 3 auf Verlangen des Fahrgastes keine Quittung 
mit den vorgeschriebenen Angaben ausstellt.

§ 11 Inkrafttreten/Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am 1. März 2016 in Kraft.

(2)  Gleichzeitig tritt die Verordnung der Landeshauptstadt Mün-
chen über den Taxitarif (Taxitarifordnung) vom 05.11.2013 
(MüABI. S. 452) außer Kraft.

(3)  Die Fahrpreisanzeiger sind spätestens 14 Tage nach Inkraft-
treten dieser Taxitarifordnung auf die neu festgesetzten  
Entgelte umzustellen. Bis zur Umstellung gilt bezüglich der 
Beförderungsentgelte § 2 der Verordnung der Landeshaupt-
stadt München über den Taxitarif (Taxitarifordnung) vom 
05.11.2013 (MüABI. S. 452), abweichend von Absatz 2 fort.

Der Stadtrat hat die Verordnung am 16.12.2015 beschlossen.

München, 4. Januar 2016 I.V.
  Josef Schmid
  2. Bürgermeister
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Kreisverwaltungsreferat  HA I/43 Li

Tarifzone I

Tarifzone II

Anlage 1

zur Taxitarifordnung der

Landeshauptstadt München

Pflichtfahrgebiet

Landkreis 

Fürstenfeldbruck

Landkreis 

Dachau

Landkreis 

Freising

Landkreis 

Erding

Landkreis 

Starnberg

Landkreis 

München

Landkreis 

Ebersberg

Landkreis Bad 

Tölz - Wolfrats-

hausen

Landeshaupt-

stadt München

5

B 472

Landkreis 

München

Flughafen

München

München, 4. Januar 2016 

I.V.
Josef Schmid
2. Bürgermeister
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Baugenehmigungsverfahren
Zustellung der Baugenehmigung

Vollzug der Bayerischen Bauordnung (BayBO)
gemäß Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO

Der Firma Friendsfactory Living I GmbH wurde mit Bescheid 
vom 19.01.2016 gemäß Art. 60 und 68 BayBO folgende Bauge-
nehmigung für die Unterbringung von Flüchtlingen und Woh-
nungslosen (Nutzungsänderung: Teilbereiche eines Bürokom-
plexes zu Unterkunft für unbegleitete Minderjährige sowie 
Erweiterung um eine Fluchttreppe) auf dem Grundstück St.-
Martin-Str. 53 - 55 Fl.Nr. 16361/12, Gemarkung Sektion VIII, 
unter aufschiebender Bedingung sowie Auflagen erteilt:

Der Bauantrag vom 01.12.2015 nach Plan Nr. 2015/026985 mit 
Handeintragungen vom 17.12.2015 wird hiermit als Sonderbau 
genehmigt.

Nachbarwürdigung:

Die Nachbarn Fl. Nr. 16361/10 und Fl. Nr. 16361/11 haben den 
Baueingabeplan nicht unterschrieben. Das Bauvorhaben ent-
spricht den öffentlich-rechtlichen Vorschriften, die im bauauf-
sichtlichen Verfahren zu prüfen sind. Nachbarrechtlich geschütz-
te Belange werden nicht beeinträchtigt; insbesondere werden 
keine Befreiungen oder Abweichungen erteilt, die nachbar-
rechtlich von Bedeutung sind. 

Den Hausverwaltungen der oben genannten Nachbarn wird 
eine Ausfertigung dieses Bescheides förmlich zugestellt. Zusätz-
lich wird die Baugenehmigung im Amtsblatt der Landeshaupt-
stadt München öffentlich bekannt gemacht (Art. 66 Abs. 2 Satz 
4 BayBO).

Die Nachbarn haben die Möglichkeit, entsprechend der Rechts-
behelfsbelehrung gegen den Bescheid Klage einzulegen.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach sei-
ner Zustellung Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht 
in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 Mün-
chen, Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München, schrift-
lich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäfts-
stelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Klage muss den 
Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt München) und den Ge-
genstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen be-
stimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tat-
sachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene 
Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. 
Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Abschriften für die üb-
rigen Beteiligten beigefügt werden. 

Die Anfechtungsklage eines Dritten gegen die bauaufsichtliche 
Zulassung hat nach § 212 a Baugesetzbuch (BauGB) keine auf-
schiebende Wirkung. Ein Antrag auf Anordnung der aufschie-
benden Wirkung (§ 80 a Abs. 3 Satz 2 in Verbindung mit § 80 
Abs. 5 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung) kann beim vor-
genannten Bayerischen Verwaltungsgericht München schriftlich 
oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstel-
le dieses Gerichts gestellt werden. 

Hinweis zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung 
der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22.06.2007 (GVBl. S. 390) 
wurde das Widerspruchsverfahren im Bereich des Baurechts 
abgeschafft. Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Be-
scheid Widerspruch einzulegen. Die Klageerhebung in elektro-
nischer Form (z.B. durch E-Mail) ist unzulässig. Kraft Bundes-
rechts ist in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten 

seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebührenvorschuss zu ent-
richten.“ 

Hinweise:
Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsverfah-
rens bei der Landeshauptstadt München, Referat für Stadtpla-
nung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokalbaukommissi-
on, Blumenstr. 19, Zimmer 307, einsehen. Vereinbaren Sie dazu 
bitte einen Termin unter der Telefonnummer (0 89) 2 33-2 55 69.

Die Nachbarzustellung der Baugenehmigung gilt mit dem Tag 
der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshauptstadt Mün-
chen als bewirkt.

München, 19. Januar 2016 Landeshauptstadt München
  Referat für Stadtplanung und  

Bauordnung – HA IV
 Lokalbaukommission

Vollzug des Landesstraf- und Verordnungsgesetzes 
(LStVG); Öffentliche Bekanntmachung einer sicherheits-
rechtlichen Allgemeinverfügung

Bekanntmachung
Die Landeshauptstadt München – Kreisverwaltungsreferat –  
erlässt folgende

Allgemeinverfügung:

1.  In der Zeit vom 12.02.2016, 06.00 Uhr, bis einschließlich 
14.02.2016, 15.00 Uhr, wird im Umgriff des Hotels Bayeri-
scher Hof, Promenadeplatz 2 – 6, ein Sicherheitsbereich  
eingerichtet. Der Bereich umfasst den Promenadeplatz, die 
Kardinal-Faulhaber-Straße, die Karmeliterstraße und die 
Hartmannstraße – jeweils vollständig – sowie die Pacellistraße, 
die Prannerstraße und die Maffeistraße – jeweils teilweise –. 
Der genaue Umgriff ist der Anlage zu entnehmen, die Be-
standteil dieser Allgemeinverfügung ist.

2.  Zutritt zu dem unter Ziffer 1 genannten Bereich haben nur an 
der Münchner Sicherheitskonferenz 2016 teilnehmende Per-
sonen, die akkreditiert sind und über entsprechende Auswei-
se verfügen, oder Personen, die ein sonstiges berechtigtes 
Interesse gegenüber der Polizei nachweisen können. Als  
akkreditiert gelten auch Personen mit einem Dienstausweis 
der Sicherheitsbehörde (Kreisverwaltungsreferat) mit dem 
rückwärtigen Aufdruck „Umfassendes Betretungs-, Überprü-
fungs- und Anordnungsrecht, Berechtigung zur Erhebung 
von Verwarnungsgeldern im Dienst für das Kreisverwaltungs-
referat München – Sicherheitsbehörde“.

3.  Diese Allgemeinverfügung tritt am 12.02.2016, 06.00 Uhr, in 
Kraft. Die öffentliche Bekanntgabe erfolgt durch Bekanntma-
chung am 29.01.2016 im Amtsblatt der Landeshauptstadt 
München.

4.  Die sofortige Vollziehung der Ziffern 1 und 2 dieser Allge-
meinverfügung wird angeordnet.

5. Für diesen Bescheid werden keine Kosten erhoben.

Hinweis:

Für die Anwendung unmittelbaren Zwangs seitens der Polizei 
gelten die Vorschriften des PAG (Art. 58, 60).
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Die Allgemeinverfügung und deren Begründung kann zu den 
üblichen Geschäftszeiten der Versammlungsbehörde in der 
Ruppertstr. 19, Raum 2054 eingesehen werden.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach sei-
ner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht 
in München, Bayerstraße 30, 80335 München (Postanschrift: 
Postfach 200 543, 80005 München), schriftlich oder zur Nieder-
schrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Ge-
richts erhoben werden. Die Klage muss den Kläger, die Beklag-
te (Landeshauptstadt München – Kreisverwaltungsreferat) und 
den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen 
bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden 
Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefoch-
tene Bescheid soll in Urschrift oder Abschrift beigefügt werden. 
Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Abschriften für die üb-
rigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

Nach der Neufassung des Gesetzes zur Ausführung der Ver-
waltungsgerichtsordnung, in Kraft ab 01.07.2007, entfällt das 
Widerspruchsverfahren (Art. 15 Abs. 2 AGVwGO nF.).

Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid Wider-
spruch einzulegen. Die Klageerhebung in elektronischer Form 
(z.B. durch E-Mail) ist unzulässig.

Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Verwal-
tungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebührenvor-
schuss zu entrichten.

München, 12. Januar 2016 Landeshauptstadt München
 Kreisverwaltungsreferat
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Grundsteuer- und Gewerbesteuervorauszahlungen
für die Fälligkeit am 15. Februar 2016

Die Stadtkämmerei erinnert alle Steuerpflichtigen daran, dass 
die für das I. Quartal 2016 fällig werdenden Grundsteuern und 
Gewerbesteuervorauszahlungen bis spätestens

15. Februar 2016

an das Kassen- und Steueramt zu entrichten sind.

Durch die rechtzeitige Begleichung der Schuldigkeiten werden 
Säumniszuschläge, Mahngebühren und Kosten für weitere 
Maßnahmen vermieden.

Diese Erinnerung ist nicht zu beachten, wenn das Kassen- und 
Steueramt bereits zur Abbuchung ermächtigt ist oder ein ent-
sprechendes SEPA-Basislastschriftmandat rechtzeitig beim 
Kassen- und Steueramt eingeht.

Bei eigenen Einzahlungen bzw. Überweisungen bitten wir unbe-
dingt die dreizehnstellige Kassenkonto-Nummer anzugeben. 
Sie finden die Nummer auf Ihrem letzten Bescheid.

Die Stadt München bedankt sich bereits an dieser Stelle für 
eine pünktliche Zahlung, die hilft, die vielfältigen Aufgaben zum 
Wohl der Münchner Bürgerinnen und Bürger auch weiterhin er-
füllen zu können.

Abschließend noch ein Hinweis:
Die Teilnahme am SEPA - Lastschriftverfahren erspart den Zah-
lungspflichtigen die Terminüberwachung und erleichtert den 
Zahlungsverkehr.

Konten des Kassen- und Steueramtes bei Geldinstituten 
in München

Postbank München
IBAN: DE78 7001 0080 0000 9198 03 BIC: PBNKDEFFXXX
Stadtsparkasse München
IBAN: DE86 7015 0000 0000 2030 00 BIC: SSKMDEMMXXX
HypoVereinsbank München
IBAN: DE34 7002 0270 0000 0813 00 BIC: HYVEDEMMXXX

München, 13. Januar 2016 Stadtkämmerei
  Kassen- und Steueramt

Die Landeshauptstadt München gibt Folgendes bekannt:

Ankündigung
für den 13. Stadtbezirk: 

Es ist beabsichtigt die bisher als Ortsstraße gewidmete Gesamt-
strecke der Sentastraße (Teilfl. aus den Flstk. Nr. 439/1, /10, 
/16, /17 und Flstk. Nr. 439/9, /5, /14, /15, /18, /19 Gemarkung 
Oberföhring) zwischen der Cosimastraße (= km 0,000) und dem 
Ende der Kehre (= km 0,304) wegerechtlich nach Art. 8 
BayStrWG einzuziehen. 

Die Sentastraße wird durch den Bebauungsplan Nr. 2016 gänz-
lich überplant und wird somit etwas versetzt neu gebaut. Die 
Einziehung der alten Trasse und die Widmung der neuen Trasse 
werden zeitlich aufeinander abgestimmt. 

Die Absicht der Einziehung wird hiermit gem. Art. 8 BayStrWG 
bekannt gegeben.

Widmungsverfügung
für den 10. Stadtbezirk:
Gemäß dem Beschluss des Bezirksausschusses des 10. Stadt-
bezirkes vom 14.12.2015 wird die Teilstrecke der Bingener 
Straße (Teilfl. aus Flstk. Nr. 979/2  Gemarkung Moosach) zwi-
schen der Triebstraße (= km 0,768) und 80 m nördlich davon – 
an der Grünanlage (= km 0,848) zu einer Ortsstraße mit der 
Widmungsbeschränkung „Zufahrt nur zu Triebstraße Nr. 3 frei“ 
gewidmet. 

Die Landeshauptstadt München besitzt die für die Widmung er-
forderliche Verfügungsbefugnis.
Die Widmung gilt gem. Art. 41 Abs. 4 Satz 4 VwVfG am 
01.02.2016 als bekannt gegeben und damit wirksam.

Widmungsverfügung
für den 14. Stadtbezirk:
Gemäß dem Beschluss des Bezirksausschusses des 14. Stadt-
bezirkes vom 15.12.2015 wird die bisher als „beschränkt-öf-
fentlicher Weg, Fußverkehr“ gewidmete Gesamtstrecke des In-
zeller Weges (Flstk. Nr. 604/63  Gemarkung Berg am Laim) 
zwischen der Seebrucker Straße (= km 0,000) und der Hansja-
kobstraße (= km 0,151) widmungsrechtlich mit „Radverkehr 
frei“ erweitert. 

Die Landeshauptstadt München besitzt die für die Widmung er-
forderliche Verfügungsbefugnis.
Die Widmung gilt gem. Art. 41 Abs. 4 Satz 4 VwVfG am 
01.02.2016 als bekannt gegeben und damit wirksam.

Widmungsverfügung
für den 21. Stadtbezirk:
Gemäß dem Beschluss des Bezirksausschusses des 21. Stadt-
bezirkes vom 10.11.2015 wird der Bereich des Pasinger Rat-
hausplatzes (Teilfl. aus den Flstk. Nr. 125/2 und 1227 Gemar-
kung Pasing) zwischen der Bäckerstraße (= km 0,000) und 74 
m östlich der Bäckerstraße (= km 0,074) zu einem „beschränkt-
öffentlichen Weg, Fußgängerbereich“ gewidmet. 

Die Landeshauptstadt München besitzt die für die Widmung  
erforderliche Verfügungsbefugnis.
Die Widmung gilt gem. Art. 41 Abs. 4 Satz 4 VwVfG am 
01.02.2016 als bekannt gegeben und damit wirksam.
  
Diese Verfügung einschließlich ihrer Begründungen und Lage-
pläne, können bei der Landeshauptstadt München, Baureferat, 
Friedenstraße 40, 81671 München, Zimmer  5.134 (5. Stock) 
während der üblichen Dienstzeiten bis einschließlich 
29.02.2016 eingesehen werden.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diese Verfügungen kann innerhalb eines Monats nach 
ihrer Bekanntgabe Klage beim Bayerischen Verwaltungsgericht 
in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 Mün-
chen, Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München, schrift-
lich oder zur Niederschrift des Urkundenbeamten der Ge-
schäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. 
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Landeshauptstadt 
München) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeich-
nen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Be-
gründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen ange-
geben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in 
Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
–  Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-

rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007(GVBl 
S. 390) wurde das Widerspruchsverfahren im Bereich des 
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BayStWG abgeschafft. Es besteht keine Möglichkeit, gegen 
diesen Bescheid Widerspruch einzulegen.

–  Die Klageerhebung in elektronischer Form (z. B. durch E-Mail) 
ist unzulässig.

–  Kraft Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten seit 1. Juli 2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten.

München, 29. Januar 2016 Baureferat
  Verwaltung und Recht

Bekanntmachung

Amtliche Bekanntmachungen finden Sie auch im Internet
unter http://www.muenchen.de/rathaus/Stadtinfos/Stadtrecht/
Bekanntmachungen

Bachauskehrtermine 2016 für die Stadtbäche

Für die diesjährige Bachauskehr der Stadtbäche werden folgen-
de Termine festgesetzt:
Die nachstehenden Zeiten gelten für das Öffnen und Schließen 
der Schleusen.

1. Stadtbäche links der Isar

1.1  Werkkanal - Großer Stadtbach, Westermühlbach –  
Glockenbach – Westlicher Stadtgrabenbach –  
Köglmühlbach – Schwabinger Bach bis Eisbach

Samstag, den 10.09.2016 07:00 Uhr bis
Samstag, den 08.10.2016 12:00 Uhr

1.2  Pasing-Nymphenburg-Biedersteiner-Kanal und Schwarze 
Lacke

Freitag, den 28.10.2016 09:00 Uhr bis
Freitag, den 11.11.2016 09:00 Uhr

2. Stadtbäche rechts der Isar

Auer Mühlbach – Kunstmühlnebenbach – Kegelhofbach –  
Aubach – Freibadbächl

Samstag, den 05.03.2016 07:00 Uhr bis
Freitag, den 18.03.2016 09:00 Uhr

Zweck der Bachauskehr:

Während der Bachauskehr werden Schäden von den jeweiligen 
Unterhaltungsverpflichteten eigenverantwortlich festgestellt 
und behoben. Dies trifft insbesondere auch für Überbauungen 
von Bachstrecken zu.

Rechtsgrundlage:

Die Unterhaltungslast an Gewässern dritter Ordnung liegt ge-
mäß Art. 22 Abs. 1 Nr. 3 BayWG bei der Landeshauptstadt 
München (Baureferat – HA Ingenieurbau, Abt. Wasserbau und 
Bauwerksunterhalt; Friedenstraße 40, 81660 München).

Die für Dritte (z.B. Unternehmer von Wasserbenutzungsanlagen) 
aufgrund gesetzlicher Vorschriften oder besonderer Rechtstitel 
bestehende Verpflichtung zur Unterhaltung dieser Gewässer 
bleibt jedoch unberührt (Art. 22 Abs. 3 und 4 BayWG). Es wird 

ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die Landeshauptstadt 
München (Baureferat – HA Ingenieurbau, Abt. Wasserbau und 
Bauwerksunterhalt), berechtigt ist, die anfallenden Unterhalts-
kosten  von den Beteiligten zurückzufordern (Art. 26 BayWG). 
Beteiligte im Sinne des Art. 26 BayWG sind wie bisher die Eigen-
tümer der Gewässer, die Anlieger sowie diejenigen Eigentümer 
von Grundstücken und Anlagen, die aus der Unterhaltung Vor-
teile haben oder die Unterhaltung erschweren (vgl. auch § 40 
Abs. 1 WHG).

Hinweis für die Fischereiberechtigten:

Die in Vertiefungen der Gerinne etwa zurückbleibenden Fische 
sind, wenn sie nicht ungefährdet an Ort und Stelle belassen 
werden können, von den Fischereiberechtigten oder ihren Be-
auftragten rechtzeitig einzufangen und in andere Gewässer um-
zusetzen.

Allgemeine Hinweise:

Die Uferanlieger haben die zur Unterhaltung erforderlichen Ar-
beiten und Maßnahmen am Gewässer und auf den Ufergrund-
stücken sowie die vorübergehende Lagerung des Räumgutes 
zu dulden. Wer die anfallenden Unterhaltungsarbeiten an der 
ihn betreffenden Gewässerstrecke auch weiterhin selbst auszu-
führen gedenkt, wird gebeten, dies spätestens 8 Tage vor dem 
jeweiligen Absperrungstermin dem Baureferat (HA Ingenieurbau, 
Abt. Wasserbau und Bauwerksunterhalt; Tel.: 2 33-614 20) mit-
zuteilen.

Das Betreten der Bachläufe ist nur den Instandsetzungsberech-
tigten gestattet.

München, 19. Januar 2016 Landeshauptstadt München
 Baureferat – HA Ingenieurbau J 3
  Wasserbau und Bauwerksunterhalt

Bekanntmachung

Amtliche Bekanntmachungen finden Sie auch im Internet
unter http://www.muenchen.de/rathaus/Stadtinfos/Stadtrecht/
Bekanntmachungen

Unterhalts- und Pflegemaßnahmen an den Stadtrandbächen 
2016

Für die Unterhalts- und Pflegemaßnahmen an den Stadtrand-
bächen und Gräben im Stadtrandgebiet werden für 2016 fol-
gende Termine festgesetzt:

1. Wenzbach, Harlachinger Quellbach 
 01.09. – 05.09.2016

2.  Speckbach mit Auslaufgraben Böhmerweiher sowie Erlbach 
(südlich der Bahnlinie), Entwässerungsgräben westlich und 
südwestlich der Aubinger Lohe 

 04.05. – 22.05.2016

3. Lochhauser Fischbach, Langwieder Bach 
 25.06. – 29.06.2016

4. Scharinenbach sowie Erlbach (nördlich der Bahnlinie) 
 01.06. - 05.06.2016

5.  Kuchenmeisterbach sowie Entwässerungsgräben in Loch-
hausen (nördlich der Bahnlinie), Aubing und Langwied  
01.09. – 10.09.2016 und 02.11. – 11.11.2016
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  6. Hartmannshofer Bächl, Schwabenbächl 
 01.10. – 18.10.2016 und 28.10. – 11.11.2016

  7.  Reigersbach – Feldmochinger Mühlbach (Dorf-, Stein-, 
Füssl-, Umlaufgraben, Schrederbächl, Kälbergraben) 
Würmhölzlgraben, Kalterbach einschließlich der Zufluss-
gräben, Saubach  

 04.04. – 08.04.2016

  8. Krautgartengraben, Brunnbach, Brunnthaler Quellenbach 
 04.10. – 19.10.2016

  9. Truderinger Hüllgraben – Hüllgraben, Hachinger Bach  
 18.05. – 29.05.2016

10. Bäche im Moosgrund:
Breitenbach – Hirlgraben – Gleißenbach – Sechserbach
Dornachbach – Dornacher Grenzgraben – Abfanggraben
Entwässerungsgräben in der Siedlung Johanneskirchen  
02.11. – 27.11.2016

Die Pflegemaßnahmen innerhalb dieser Termine beschränken 
sich auf Arbeiten zur Gewährleistung des Wasserabflusses. 
Mäharbeiten an den Böschungen werden in der Zeit von Mitte 
August bis November 2016 durchgeführt.

Meldung von Schäden:

Größere Schäden an Wasserbauten sowie die Durchführung von 
umfangreichen Instandsetzungs- oder Erneuerungsarbeiten sind 
dem Baureferat (HA Ingenieurbau, Abt. Wasserbau und Bau-
werksunterhalt; Friedenstr. 40, 81660 München; Tel. 2 33-6 14 20) 
schriftlich oder mündlich zu Beginn der Arbeiten mitzuteilen.

Rechtsgrundlage:

Die Unterhaltungslast an Gewässern dritter Ordnung liegt ge-
mäß Art. 22 Abs. 1 Nr. 3 BayWG bei der Landeshauptstadt 
München (Baureferat – HA Ingenieurbau, Abt. Wasserbau und 
Bauwerksunterhalt; Friedenstr. 40, 81660 München).

Die für Dritte (z.B. Unternehmer von Wasserbenutzungsanla-
gen) aufgrund gesetzlicher Vorschriften oder besonderer 
Rechtstitel bestehende Verpflichtung zur Unterhaltung dieser 
Gewässer bleibt jedoch unberührt (Art. 22 Abs. 3 und 4 Bay-
WG). Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die Lan-
deshauptstadt München (Baureferat – HA Ingenieurbau, Abt. 
Wasserbau und Bauwerksunterhalt), berechtigt ist, die anfallen-
den Unterhaltskosten von den Beteiligten zurückzufordern (Art. 
26 BayWG). Beteiligte im Sinne des Art. 26 BayWG sind wie 
bisher die Eigentümer der Gewässer, die Anlieger sowie dieje-
nigen Eigentümer von Grundstücken und Anlagen, die aus der 
Unterhaltung Vorteile haben oder die Unterhaltung erschweren 
(vgl. auch § 40 Abs. 1 WHG).

Erhaltung des Fischbestandes/Hinweis für die Fischereiberech-
tigten:

Auf die Erhaltung des Fischbestandes ist bei den Pflegemaß-
nahmen größte Rücksicht zu nehmen. Die in Vertiefungen der 
Gerinne etwa zurückbleibenden Fische sind, wenn sie nicht un-
gefährdet an Ort und Stelle belassen werden können, von den 
Fischereiberechtigten oder ihren Beauftragten rechtzeitig einzu-
fangen und in andere Gewässer umzusetzen.

Allgemeine Hinweise:

Die Uferanlieger haben die zur Unterhaltung erforderlichen Ar-
beiten und Maßnahmen am Gewässer und auf den Ufergrund-
stücken sowie die vorübergehende Lagerung des Räumgutes 
zu dulden. Wer die anfallenden Unterhaltungsarbeiten an den 
ihn betreffenden Gewässerstrecken auch weiterhin selbst aus-

zuführen gedenkt, wird gebeten, dies bis spätestens 8 Tage vor 
dem jeweiligen Termin dem Baureferat (HA Ingenieurbau, Abt. 
Wasserbau und Bauwerksunterhalt; Tel. 2 33-614 20) mitzuteilen.

Das Betreten der Bachläufe ist nur den Instandsetzungsberech-
tigten gestattet.

München, 19. Januar 2016 Landeshauptstadt München
 Baureferat – HA Ingenieurbau J 3
 Wasserbau und Bauwerksunterhalt

Baugenehmigungsverfahren
Zustellung der Baugenehmigung

Vollzug der Bayerischen Bauordnung (BayBO)
gemäß Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO

Der Firma BayIrish Real Estate GmbH wurde mit Bescheid vom 
18.01.2016 gemäß Art. 59 und Art. 68 der Bayerischen Bauord-
nung (BayBO) folgende Baugenehmigung (Änderungsgenehmi-
gung) für die Teil-Nutzungsänderung und den Umbau von 4 
Werkstätten und 6 WE zu 6 RH-Einheiten, Vergrößerung der 
Windfänge und Anbauten, Errichtung von Balkonen und e. Ein-
hausung des Müllabstellplatzes, Anbringen e. außenliegenden 
Wärmedämmung, Aufstockung und Errichtung von Dachterras-
sen, Versetzen der Decke über KG, Teilunterkellerung auf dem 
Grundstück Säbener Str. 9/RGB, Fl.Nr. 12955/0, Gemarkung 
Sektion VII unter Erteilung e. Abweichung(en) wegen Nichtein-
haltung erforderlicher Abstandsflächen zu den Nachbargrund-
stücken Fl.Nrn. 12955/12, 12955/13, 12955/14 und 12955/15 
durch die Errichtung eines Terrassengeschosses erteilt.

Der Änderungsantrag vom 12.11.2015 (Eingangsdatum) nach 
Pl.Nr. 2015 - 025570 wird hiermit in Abänderung der Bauge-
nehmigung vom 27.04.2015 im vereinfachten Genehmigungs-
verfahren genehmigt.

Nachbarwürdigung:

Die Nachbarn der Grundstücke Flur-Nrn. 12962/3, 12962/11, 
12955/12, 12955/13, 12955/14, 12955/15 und 12955/16 haben 
den Baueingabeplan (Änderungsantrag) nicht unterschrieben. 
Das Bauvorhaben entspricht den öffentlich-rechtlichen Vor-
schriften, die im bauaufsichtlichen Verfahren zu prüfen sind, 
nachbarrechtlich geschützte Belange werden nicht beeinträch-
tigt; die erteilten Abweichungen stellen keine unzumutbaren 
Beeinträchtigungen für die Nachbarn dar.

Die Nachbarzustellung erfolgt gemäß Art. 66 Abs. 1 Satz 6 
BayBO aufgrund der Zahl an Beteiligten entsprechend Art. 66 
Abs. 2 Satz 4 BayBO durch öffentliche Bekanntmachung im 
Amtsblatt der Landeshauptstadt München.
Den Nachbarn FlNr. 12962/3 und 12962/11 sowie den Haus-
verwaltungen der oben genannten WEG-Nachbargrundstücken 
wird eine Ausfertigung dieses Bescheides förmlich zugestellt.

Die Nachbarn haben die Möglichkeit, entsprechend der 
Rechtsbehelfsbelehrung gegen den Bescheid Klage einzulegen.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach sei-
ner Zustellung Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht 
in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 Mün-
chen, Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München, schrift-
lich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäfts-
stelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Klage muss den 
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Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt München) und den Ge-
genstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen be-
stimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tat-
sachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene 
Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. 
Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Abschriften für die üb-
rigen Beteiligten beigefügt werden. 

Die Anfechtungsklage eines Dritten gegen die bauaufsichtliche 
Zulassung hat nach § 212 a Baugesetzbuch (BauGB) keine auf-
schiebende Wirkung. Ein Antrag auf Anordnung der aufschie-
benden Wirkung (§ 80 a Abs. 3 Satz 2 in Verbindung mit § 80 
Abs. 5 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung) kann beim vor-
genannten Bayerischen Verwaltungsgericht München schriftlich 
oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle 
dieses Gerichts gestellt werden. 

Hinweis zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung 
der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22.06.2007 (GVBl. S. 390) 
wurde das Widerspruchsverfahren im Bereich des Baurechts 
abgeschafft. Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Be-
scheid Widerspruch einzulegen. Die Klageerhebung in elektro-
nischer Form (z.B. durch E-Mail) ist unzulässig. Kraft Bundes-
rechts ist in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten 
seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebührenvorschuss zu ent-
richten.“ 

Hinweise:
Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsverfah-
rens bei der Landeshauptstadt München, Referat für Stadtpla-
nung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokalbaukommissi-
on, Blumenstr. 19, Zimmer 436, einsehen. Vereinbaren Sie dazu 
bitte einen Termin unter der Telefonnummer (0 89) 2 33-2 44 26.

Die Nachbarzustellung der Baugenehmigung gilt mit dem Tag 
der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshauptstadt Mün-
chen als bewirkt.

München, 18. Januar 2016 Landeshauptstadt München   
 Referat für Stadtplanung
 und Bauordnung – HA IV
 Lokalbaukommission

Baugenehmigungsverfahren
Zustellung der Baugenehmigung

Vollzug der Bayerischen Bauordnung (BayBO)
gemäß Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO

Firma   MO München Olympiagate GmbH & Co. KG wurde mit 
Bescheid vom 21.01.2016 gemäß Art. 60 und 68 BayBO folgen-
de Änderungsgenehmigung für Neubau eines Hotel Garni – 
TEKTUR zu 1.112-2014-13530-22
auf dem Grundstück Schwere-Reiter-Str., Fl.Nr. 472/528, Ge-
markung Schwabing mit Befreiungen erteilt:

Der Änderungsantrag vom 23.11.2015 nach Pl.Nr. 2015/026360 
wird hiermit in Abänderung der Baugenehmigung vom 
11.11.2013 und der Änderungsgenehmigungen vom 
20.08.2014 sowie 09.11.2015 als Sonderbau genehmigt. 

Nachbarwürdigung:

Den Nachbarn wird die Baugenehmigung durch öffentliche Be-
kanntmachung zugestellt. Die Nachbarn haben die Möglichkeit, 

entsprechend der Rechtsbehelfsbelehrung gegen den Bescheid 
Klage einzulegen. 

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach sei-
ner Zustellung Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht 
in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 Mün-
chen, Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München, schrift-
lich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäfts-
stelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Klage muss den 
Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt München) und den Ge-
genstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen be-
stimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tat-
sachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene 
Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. 
Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Abschriften für die üb-
rigen Beteiligten beigefügt werden. 

Die Anfechtungsklage eines Dritten gegen die bauaufsichtliche 
Zulassung hat nach § 212 a Baugesetzbuch (BauGB) keine auf-
schiebende Wirkung. Ein Antrag auf Anordnung der aufschie-
benden Wirkung (§ 80 a Abs. 3 Satz 2 in Verbindung mit § 80 
Abs. 5 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung) kann beim vor-
genannten Bayerischen Verwaltungsgericht München schriftlich 
oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstel-
le dieses Gerichts gestellt werden. 

Hinweis zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung 
der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22.06.2007 (GVBl. S. 390) 
wurde das Widerspruchsverfahren im Bereich des Baurechts 
abgeschafft. Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Be-
scheid Widerspruch einzulegen. Die Klageerhebung in elektro-
nischer Form (z.B. durch E-Mail) ist unzulässig. Kraft Bundes-
rechts ist in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten 
seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebührenvorschuss zu ent-
richten.“ 

Hinweise:
Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsverfah-
rens bei der Landeshauptstadt München, Referat für Stadtpla-
nung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokalbaukommissi-
on, Blumenstr. 19, Zimmer 209, einsehen. Vereinbaren Sie dazu 
bitte einen Termin unter der Telefonnummer (0 89) 2 33-2 49 83.

Die Nachbarzustellung der Baugenehmigung gilt mit dem Tag 
der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshauptstadt Mün-
chen als bewirkt.

München, 21. Januar 2016 Landeshauptstadt München
 Referat für Stadtplanung und
 Bauordnung – HA IV                 
 Lokalbaukommission

  

Bekanntmachung
über den Abschluss des Wirtschaftsjahres 2014  
der Stadtgüter München

Der Stadtrat der Landeshauptstadt München hat am 16. De-
zember 2015 den Jahresabschluss und den Lagebericht der 
Stadtgüter München für das Wirtschaftsjahr 2014 (01. Januar 
2014–31. Dezember 2014) festgestellt und über die Behand-
lung des Jahresergebnisses beschlossen.

München, 17. Dezember 2015
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Kommunalreferat
Stadtgüter München

Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers

Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, Ge-
winn- und Verlustrechnung sowie Anhang – unter Einbeziehung 
der Buchführung und den Lagebericht des Eigenbetriebes 
Stadtgüter München für das Geschäftsjahr vom 01. Januar bis 
31. Dezember 2014 geprüft. Durch Art. 107 Abs. 3 Satz 2 GO 
wurde der Prüfungsgegenstand erweitert. Die Prüfung erstreckt 
sich daher auch auf die wirtschaftlichen Verhältnisse des Eigen-
betriebes i.S. von § 53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG. Die Buchführung 
und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht nach 
den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und ergänzen-
den landesrechtlichen Vorschriften und den Bestimmungen der 
Betriebssatzung und die wirtschaftlichen Verhältnisse des Ei-
genbetriebes liegen in der Verantwortung der Werkleitung des 
Eigenbetriebes. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der 
von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den 
Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und 
über den Lagebericht sowie über die wirtschaftlichen Verhält-
nisse des Eigenbetriebes abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung entsprechend § 317 
HGB und Art. 107 Abs.3 Satz 2 GO unter Beachtung der Komm-
PrV und der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festge-
stellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-
prüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen 
und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich 
auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Be-
achtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und 
durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender 
Sicherheit erkannt werden und dass mit hinreichender Sicher-
heit beurteilt werden kann, ob die wirtschaftlichen Verhältnisse 
des Eigenbetriebes Anlass zu Beanstandungen geben. Bei der 
Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse 
über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und 
rechtliche Umfeld des Eigenbetriebes sowie die Erwartungen 
über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung 
werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen in-
ternen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in 
Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend 
auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst 
die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und 
der wesentlichen Einschätzungen der Werkleitung des Eigen-
betriebes sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts. Die Prüfung der wirt-
schaftlichen Verhältnisse haben wir darüber hinaus entspre-
chend den vom IDW festgestellten Grundsätzen zur Prüfung 
der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung und der wirt-
schaftlichen Verhältnisse gemäß § 53 HGrG vorgenommen. Wir 
sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend si-
chere Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Vor dem Hintergrund der auf dieser Grundlage gewonnenen Er-
kenntnisse bestätigen wir nach § 7 Abs. 4 Nr. 2 und 3 KommPrV:

Die Buchführung und der Jahresabschluss entsprechen nach 
unserer pflichtgemäßen Prüfung den Rechtsvorschriften und 
der Betriebssatzung. Der Jahresabschluss vermittelt unter Be-
achtung der Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage. Der Lagebericht steht im 
Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zu-
treffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebs und stellt die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 
dar. Die wirtschaftlichen Verhältnisse wurden geprüft; sie geben 
keinen Anlass zu Beanstandungen.

München, 01.07.2015

Bayerischer Kommunaler
Prüfungsverband

Wiedemann
Wirtschaftsprüfer

Jahresabschluss und Lagebericht der Stadtgüter München 
werden hiermit festgestellt.

Der Jahresgewinn in Höhe von 255.524,59 € wird in die Bilanz 
2015 vorgetragen. Der Gewinnvortrag wird in Höhe von 87.616 
€ zur Stammkapitalverzinsung verwendet und der Restbetrag 
in Höhe von 167.908,59 € der allgemeinen Rücklage zugeführt. 
Für das Wirtschaftsjahr 2014 wird gemäß Art. 102 Abs. 3 GO 
die Entlastung erteilt.

München, 16. Dezember 2015

gez. Dieter Reiter gez. Axel Markwardt
Oberbürgermeister Berufsmäßiger Stadtrat

Der Jahresabschluss und der Lagebericht der Stadtgüter Mün-
chen liegen in der Zeit vom 01. Februar 2016 bis 12. Februar 
2016 jeweils von 9.00 – 15.00 Uhr, am Freitag von 9.00 bis 
12.00 Uhr, im Verwaltungsgebäude der Stadtgüter München, 
Freisinger Landstraße 153, 80939 München, zur Einsicht auf.

Baugenehmigungsverfahren
Zustellung der Baugenehmigung

Vollzug der Bayerischen Bauordnung (BayBO)
gemäß Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO

Der Firma COB Grund GmbH, München, wurde mit Bescheid 
vom 21.01.2016 gemäß Art. 60 und 68 BayBO folgende Bauge-
nehmigung für die Unterbringung von Flüchtlingen (300 Perso-
nen; Nutzungsänderung von Büroflächen in eine Einrichtung 
zur vorübergehenden Unterbringung von Flüchtlingen) auf dem 
Grundstück Klausenburger Str. 2 - 6 , Fl.Nr. 483/47, Gemar-
kung Berg am Laim, unter Erteilung einer Befreiung erteilt:

In Abänderung zur Baugenehmigung vom 16.12.2015 wird auf-
grund des Antrages vom 08.01.2016, eingegangen am 
11.01.2016, das Bauvorhaben nach Plan Nr. 2015-24980 sowie 
Freiflächengestaltungsplan nach Plan Nr. 2015-24980 hiermit 
als Sonderbau befristet bis zum 31.12.2031 genehmigt. 

Nachbarwürdigung:
Die Nachbarn der Flurnummern 482, 482/15, 483/10, 483/12, 
483/15 und 483/67 sowie 483/30 und 483/5, haben den Bau-
eingabeplan nicht unterschrieben. Das Bauvorhaben beein-
trächtigt keine nachbarrechtlich geschützten Belange. Insbe-
sondere werden keine Befreiungen oder Abweichungen erteilt, 
die Nachbarbelange in unzulässiger Weise verletzen.
Den oben genannten Nachbarn wird eine Ausfertigung dieses 
Bescheides förmlich zugestellt. Die Nachbarn haben die Mög-
lichkeit, entsprechend der Rechtsbehelfsbelehrung gegen den 
Bescheid Klage einzulegen.
Darüberhinaus wird die Zustellung der Baugenehmigung an 
weitere Nachbarn aufgrund Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO durch 
öffentliche Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshaupt-
stadt München ersetzt. Die Nachbarn haben die Möglichkeit, 
entsprechend der Rechtsbehelfsbelehrung gegen den Bescheid 
Klage einzulegen.
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Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach sei-
ner Zustellung Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht 
in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 Mün-
chen, Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München, schrift-
lich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäfts-
stelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Klage muss den 
Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt München) und den Ge-
genstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen be-
stimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tat-
sachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene 
Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. 
Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Abschriften für die üb-
rigen Beteiligten beigefügt werden. 

Die Anfechtungsklage eines Dritten gegen die bauaufsichtliche 
Zulassung hat nach § 212 a Baugesetzbuch (BauGB) keine auf-
schiebende Wirkung. Ein Antrag auf Anordnung der aufschie-
benden Wirkung (§ 80 a Abs. 3 Satz 2 in Verbindung mit § 80 
Abs. 5 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung) kann beim vor-
genannten Bayerischen Verwaltungsgericht München schriftlich 
oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstel-
le dieses Gerichts gestellt werden. 

Hinweis zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung 
der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22.06.2007 (GVBl. S. 390) 
wurde das Widerspruchsverfahren im Bereich des Baurechts 
abgeschafft. Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Be-
scheid Widerspruch einzulegen. Die Klageerhebung in elektro-
nischer Form (z.B. durch E-Mail) ist unzulässig. Kraft Bundes-
rechts ist in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten 
seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebührenvorschuss zu ent-
richten.“ 

Hinweise:
Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsverfah-
rens bei der Landeshauptstadt München, Referat für Stadtpla-
nung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokalbaukommissi-
on, Blumenstr. 19, Zimmer 307, einsehen. Vereinbaren Sie dazu 
bitte einen Termin unter der Telefonnummer (0 89) 2 33-2 55 69.

Die Nachbarzustellung der Baugenehmigung gilt mit dem Tag 
der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshauptstadt Mün-
chen als bewirkt.

München, 21. Januar 2016 Landeshauptstadt München
  Referat für Stadtplanung und  

Bauordnung
 Lokalbaukommission

Baugenehmigungsverfahren
Zustellung der Baugenehmigung

Vollzug der Bayerischen Bauordnung (BayBO)
gemäß Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO

Der Firma   Blue Bavaria Wohnbau GmbH wurde mit Bescheid 
vom 21.01.2016 gemäß Art. 59 und 68  BayBO folgende Ände-
rungsgenehmigung für den Neubau eines Mehrfamilienhauses 
(5 WE), zweier Einfamilienhäuser und einer Tiefgarage (9 Stpl.) - 
TEKTUR zu 1.2-2014-20175-43 auf dem Grundstück Bause-
weinallee 61, Fl.Nr. 293/4, Gemarkung Obermenzing erteilt:

Der Änderungsantrag vom 15.12.2015 nach Pl.Nr. 2015-
028188 wird hiermit in Abänderung der Baugenehmigung 
vom 13.11.2014 im vereinfachten Genehmigungsverfahren 
genehmigt. 

Nachbarwürdigung:

Die angrenzenden Nachbarn Fl.Nr. 293/3, 294, 295/5, 297/8, 
297/11 und 297/26 haben den Baueingabeplan nicht unter-
schrieben. Das Bauvorhaben entspricht den öffentlich-rechtli-
chen Vorschriften, die im Vorbescheidsverfahren geprüft wur-
den, nachbarrechtlich geschützte Belange werden nicht 
beeinträchtigt; insbesondere werden keine Befreiungen oder 
Abweichungen in Aussicht gestellt, die nachbarrechtlich von 
Bedeutung sind.

Die Nachbarzustellung gem. Art. 66 Abs. 1 Satz 6 BayBO wird 
durch öffentliche Bekanntmachung gemäß Art. 66 Abs. 2 Satz 
4 BayBO ersetzt. Die Nachbarn haben die Möglichkeit, ent-
sprechend der Rechtsbehelfsbelehrung gegen den Bescheid 
Klage einzulegen.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach sei-
ner Zustellung Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht 
in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 Mün-
chen, Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München, schrift-
lich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäfts-
stelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Klage muss den 
Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt München) und den Ge-
genstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen be-
stimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tat-
sachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene 
Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. 
Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Abschriften für die üb-
rigen Beteiligten beigefügt werden. 

Die Anfechtungsklage eines Dritten gegen die bauaufsichtliche 
Zulassung hat nach § 212 a Baugesetzbuch (BauGB) keine auf-
schiebende Wirkung. Ein Antrag auf Anordnung der aufschie-
benden Wirkung (§ 80 a Abs. 3 Satz 2 in Verbindung mit § 80 
Abs. 5 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung) kann beim vor-
genannten Bayerischen Verwaltungsgericht München schriftlich 
oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle 
dieses Gerichts gestellt werden. 

Hinweis zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung 
der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22.06.2007 (GVBl. S. 390) 
wurde das Widerspruchsverfahren im Bereich des Baurechts 
abgeschafft. Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Be-
scheid Widerspruch einzulegen. Die Klageerhebung in elektro-
nischer Form (z.B. durch E-Mail) ist unzulässig. Kraft Bundes-
rechts ist in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten 
seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebührenvorschuss zu ent-
richten.“ 

Hinweise:
Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsverfah-
rens bei der Landeshauptstadt München, Referat für Stadtpla-
nung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokalbaukommissi-
on, Blumenstr. 19, Zimmer 414, einsehen. Vereinbaren Sie dazu 
bitte einen Termin unter der Telefonnummer (0 89) 2 33-2 64 20.

Die Nachbarzustellung der Baugenehmigung gilt mit dem Tag 
der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshauptstadt  
München als bewirkt.

München, 21. Januar  2016 Landeshauptstadt München
 Referat für Stadtplanung und 
 Bauordnung – HAIV                                                                                             
 Lokalbaukommission
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Die Festschrift für den renommierten Steuerrechtler Franz  
Wassermeyer anlässlich seines 75. Geburtstages enthält 75 Bei-
träge zum Thema DBA-Recht.
Franz Wassermeyer hat über viele Jahre das deutsche Steuer-
recht im Hinblick auf seine internationale Entwicklung nachhal-
tig geprägt. Als langjähriger Vorsitzender des I. Senats des BFH, 
aber auch als Wissenschaftler in seinen Kommentierungen in 
dem nach ihm benannten DBA-Kommentar. 1996 entwickelte er 
das Konzept für das Werk und verwirklichte es binnen Jahres-
frist. Heute umfasst der Loseblatt-Kommentar zu allen deut-
schen Doppelbesteuerungsabkommen 6 Bände und wird von 
vielen – auch zahlreichen ausländischen Autoren – aktualisiert.  

SGB XI. Soziale Pflegeversicherung. Kommentar. Von Peter 
Udsching ... – 4. Aufl. – München: Beck, 2015. XXIX, 723 S. 
ISBN 978-3-406-66146-4, € 75.–

Der Kommentar aus der gelben Reihe des Beck-Verlages erläu-
tert praxisgerecht die Vorschriften des Sozialgesetzbuches XI, 
Soziale Pflegeversicherung. Das Werk ist auf die Bedürfnisse 
des Praktikers zugeschnitten und orientiert sich an der Recht-
sprechung des BSG und der Landessozialgerichte. 
Die Neuauflage wurde grundlegend überarbeitet und deutlich 
erweitert. Die Neuausgabe berücksichtigt die umfangreichen 
Änderungen u.a. durch das
–  Gesetz zur besseren Vereinbarkeit von Familie, Pflege und 

Beruf
– Erste Pflegestärkungsgesetz „PSG I“ 
–  Gesetz zur Neuausrichtung der Pflegeversicherung – PNG mit 

der Einführung einer privaten Pflege-Zusatzversicherung.
Die Vorschriften über die private Pflege- und die Förderung einer 
privaten Pflege-Zusatzversicherung bilden in der Kommentie-
rung einen neuen Schwerpunkt.

SAS Druck, Grubmühlerfeldstraße 54 RGB, 82131 Gauting
Postvertriebsstück – DPAG – Entgelt bezahlt

Nichtamtlicher Teil

Buchbesprechungen

Steuer 2016 für Unternehmer, Selbstständige und Existenz-
gründer. Ihre Steuererklärungen 2015. Von Willi Dittmann ... 
– Freiburg: Haufe, 2015. 575 S. ISBN 978-3-648-07047-8;  
€ 16,95.

Der Band umfasst neben der privaten Einkommensteuererklä-
rung zusätzlich auch die Formulare zu den betrieblichen Steuer-
erklärungen Gewerbesteuer- und Umsatzsteuerjahreserklärung 
sowie die Umsatzsteuervoranmeldung.
Das Jahrbuch ist übersichtlich aufgebaut. Der Leser wird Zeile 
für Zeile durch die amtlichen, aktuellen Steuerformulare geführt. 
Dabei gibt es zahlreiche Hinweise auf die anschließenden Lexi-
konteile der Einkommensteuererklärung bzw. der betrieblichen 
Steuererklärungen. Zu einzelnen Stichworten wird zusätzliches 
Steuerwissen auf dem neuesten Stand der Rechtsprechung 
vermittelt. Zum Schluss wird über Grundsätzliches zum Steuer-
bescheid und anhängige Verfahren informiert. Abgerundet wird 
der Band mit Kopiervorlagen zur Ergänzung der Steuerformula-
re. Auch stehen Steuertabellen und Kopiervorlagen zum Down-
load zur Verfügung.
Im Handel ist zudem eine Ausgabe mit einer DVD-ROM zum 
Ausfüllen der Steuererklärungen erhältlich. 

Wassermeyer. Doppelbesteuerung. Festgabe. Zum 75. Ge-
burtstag von Franz Wassermeyer. 75 Beiträge zum Recht 
der DBA. – München: Beck, 2015. IX, 572 S. (Beck’sche 
Steuerkommentare) ISBN 978-3-406-68400-5; € 29,80.
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